
Seminar für Bürgermeisterinnen
und Bürgermeister

Schloß Krickenbeck, Nettetal

Der Bürgermeister als Vorsitzender 
des Rates und Chef der Verwaltung

-Führung und Engagement
-Kompetenzen und ihre Schranken
-Problemstellungen
-Perspektiven



Der Bürgermeister als Ratsvorsitzender



Der Bürgermeister als Verwaltungsleiter



Der Bürgermeister als „Teamchef“



Der Bürgermeister als Motivator



Der Bürgermeister als „Monopolist“



Der Bürgermeister als „Einzelkämpfer“
und „Alleskönner“



Erwartungen an die Bürgermeister

13Gemeindeverbundenheit

12Sympathieträger

11Erfahrung außerhalb von Politik und Verwaltung

10Spezialkenntnisse in der Kommunalpolitik

9Eigene politische Konzeption

8Verwaltungserfahrung

7Neutralität gegenüber anderen Parteien

6Einsatz für Minderheiten

5Konfliktbereitschaft mit eigener Partei

4Vertretung der Gemeinde nach außen

3Bürgernähe

2Führungsqualitäten

1Glaubwürdigkeit

RangEigenschaften des hauptamtlichen Bürgermeisters

(Kategorien: 1 = sehr wichtig; 5 = überhaupt nicht wichtig)

Quellen: landesweite Befragung des Sozialwissenschaftlichen Umfragezentrums (SUZ) der
Universität Duisburg; abgedruckt in: Andersen, Bovermann (2002): im Westen was Neues; S. 50.



Aufgaben:
Ø Leitung der Verwaltung, Verteilung und 

Erledigung der Geschäfte im Rahmen der 
vom Rat bzw. der GO NRW 
vorgegebenen Grundsätze 
(Organisations-/Personalhoheit)

Ø Pflicht zur Vorbereitung der Rats- und 
Ausschußentscheidungen und deren 
Umsetzung

Ø Beanstandungspflicht bei rechtswidrigen 
Beschlüssen

Stellung:
Ø Kommunaler Wahlbeamter
Ø Dienst-/Disziplinarvorgesetzter der 

Verwaltungsmitarbeiter
Ø Vorsitz im Verwaltungsvorstand

Aufgaben:
Ø Sitzungsleitung
Ø Widerspruchsrecht gegenüber 

Rats- und Ausschußbeschlüssen 
aus Gemeinwohlinteresse

Ø Repräsentanz/Vertretung des 
Rates und der Bürgerschaft

Stellung:
Ø Vorsitze im Rat – kein 

Ratsmitglied
Ø (Eingeschränktes) Stimmrecht
Ø Vorsitz und Stimmrecht im 

Hauptausschuß
Ø Keine Mitgliedschaft in weiteren 

Ausschüßen

Vertretung:
(Erster) Beigeordneter bzw. Verwaltungs-

mitarbeiter als „allgemeiner Vertreter“

Vertretung:
Stellvertretende Bürgermeister
(ehrenamtliche Ratsmitglieder)

Rechtlicher Vertreter der GemeindeRepräsentant des Rates

Leiter der VerwaltungVorsitzender des Rates

(Ober-)Bürgermeister



Effektivierung der Rats- und Verwaltungsarbeit

4888- Erhöhung der Zeitökonomie  der Gremienarbeit 
und Sitzungen

72073- Vertrauensvolleren Zusammenarbeit von Rat 
und Verwaltung

4096- Stärkung der Führungsrolle des Rates durch  
Aufgabendelegation und inhaltliche Konzentration im 
Ausschußwesen

Nein
in %

Enth.
in %

Ja
in %

1. Halten Sie die folgenden Haupt-Zielsetzungen der 
Verbesserung der Rats-, Verwaltungs- und 
Fraktionsarbeit für erforderlich?



0585- Optimierung des Berichtswesens der Verwaltung 
an die Politik

193150- Weitere Übertragung von „einfachen“ Aufgaben 
auf die Verwaltung

41977- Verwesentlichung der Tagesordnungen

51976- Integration von Finanzverantwortung und 
Fachverantwortung in den Fachausschüssen

121276- Abstimmung der Ausschußorganisation mit der 
Verwaltungsorganisation (ein Ausschuß – ein 
Fachbereich – ein Budget)

16876- Fusion von Ausschüssen, die enge inhaltliche 
Zusammenhänge aufweisen

Nein
in %

Enth.
in %

Ja 
in %

2. Halten Sie folgende Umsetzungs-
maßnahmen für sinnvoll und zweckmäßig 
im o.g. Sinne?

Effektivierung der Rats- und Verwaltungsarbeit



- das Recht zur Regelung der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung, d.h. der
der Geschäftsleitung und Verteilung nach den Richtlinien des Rates, z.B. durch Besetzung
Ämter sowie der Erlaß von Dienstanweisungen und Arbeitsanordnungen (§§ 41 Abs. 1 lit. a,
62 Abs. 1 Satz 2 und 3 GO NRW);

- das personalrechtliche Entscheidungsrecht für Gemeindebedienstete nach Maßgabe des § 74
Abs. 1 GO NRW. Vorbehaltlich einer anderen Regelung in der Hauptsatzung trifft der
Bürgermeister die beamten-, arbeits- und tarifrechtlichen Entscheidungen. Arbeitsverträge
und beamtenrechtliche Urkunden werden deshalb unter Geltung der Bürgermeister-
verfassung allein vom Bürgermeister unterzeichnet;

- die Funktion als Dienstvorgesetzter aller Bediensteten der Gemeindeverwaltung (Beamte,
Angestellte und Arbeiter) gemäß § 73 Abs. 2 GO NRW i. V. m. § 3 Abs. 4 LBG NRW
(zuständig z.B. für Umsetzung, Urlaub, Nebentätigkeiten), als Disziplinarvorgesetzter
der Gemeindebediensteten (zuständig für disziplinarische Maßnahmen, z.B. Verweis,
Geldbuße, Entfernen aus dem Dienst);

- die Pflicht zur Beratung aller wichtigen Angelegenheiten im Verwaltungsvorstand – als
Vorsitzender - nach Maßgabe des § 70 GO NRW;

- das Feststellungsrecht zum Entwurf der Haushaltssatzung (§ 79 Abs. 1 und 2 GO NRW);

- das Recht zur Beauftragung des Rechnungsprüfungsamtes nach Maßgabe des § 104 Abs. 1
GO NRW

Innere Organisation der Verwaltung



Der Bürgermeister als kommunaler Wahlbeamter

- Wahlzeit

- Versorgung

- Nebentätigkeit

- Neutralitätsgebot





Neufestsetzung des Geschäftskreises eines Beigeordneten

GO NRW §§ 62 Abs. 1 Satz 3, 73 Abs. 1

Zu den kommunalverfassungsrechtlichen Kompetenzen und beamtenrechtlichen Vorgaben
bei der Neufestlegung des Geschäftskreises eines städtischen Beigeordneten, der zuvor
zum Kämmerer bestellt war.

OVG NRW, Beschl. V. 18.12.2003 – 1 B 1750/03; I. VG Düsseldorf – 26 L 2857/03

Zum Sachverhalt: Der Antragsteller ist als Beigeordneter kommunaler Wahlbeamter im
Dienst der Antragsgegnerin. Er war bisher zum Kämmerer bestellt; auf dieses Amt hatte er
sich nach Ausschreibung der Stelle gezielt beworben. Im Zusammenhang mit der Aufstellung
eines Jahreshaushaltes kam es später zu unterschiedlichen sachlichen bzw. rechtlichen Be-
wertungen zwischen dem Antragsteller und dem Bürgermeister der Antragsgegnerin, welche
Zu Störungen im gegenseitigen Vertrauensverhältnis führten. Daraufhin nahm der Bürger-
meister eine Neuordnung der Dezernate der Beigeordneten vor mit der Folge, daß dem
Antragsteller andere Zuständigkeiten und Aufgaben außerhalb des Haushalts –und Finanz-
wesens zugeteilt wurden. Hingegen wandte sich der Antragsteller mit einem Antrag auf Ge-
währung vorläufigen Rechtsschutzes mit dem Ziel, die Dezernatsneuverteilung, soweit sie
ihn betrag, vorläufig zu stoppen.

Der Antrag hatte weder vor dem VG noch in der Beschwerdeinstanz Erfolg.

NWVBI. 2004 S. 348





Korruptionsbekämpfungsgesetz verabschiedet

Der nordrhein-westfälische Landtag hat am 15. Dezember 2004 das
Korruptionsbekämpfungsgesetz (KorruptionsbG) verabschiedet. Das
Gesetz regelt die Verbindlichkeit eines KorruptionsregisterG für den
öffentlichen Bereich, sieht Transparenzvorschriften für den Bereich 
der Mandatsträgerinnen und –träger vor und verpflichtet öffentliche
Stellen, in korruptionsgefährdeten Bereichen Vorbeugemaßnahmen
zu treffen. Das Gesetz wurde am 22. September 2004 von der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in den
Landtag eingebracht (Drucksache 13/5952, PDF-Format, 126 KB)
und in der Fassung des Beschlusses des Ausschusses für Innere
Verwaltung und Verwaltungsstrukturreform (Drucksache 13/6352,
PDF-Format, 3 MB) angenommen.


